
 

 

Deutschlandfunk 

Ein Programm von Deutschlandradio 

Raderberggürtel 40 

50968 Köln 

Fragen und Anmerkungen an: hoererservice@deutschlandradio.de 1 

 

10. Juni 2024 

Silvia Engels im Gespräch mit Katharina Barley, SPD, Vizepräsidentin, MdEP 

Engels: Von den schon schwachen 15,8 Prozent für die deutsche SPD bei den letzten EU-

Parlamentswahlen sind Sie weiter abgesackt auf nun noch 14,2 Prozent. Was ist schiefge-

laufen? 

Barley: Ja, Sie werden Verständnis dafür haben, dass wir das erst mal wirklich sehr, sehr 

gut analysieren müssen. Das war ein ganz bitterer Abend gestern und für mich zum Beispiel 

stellt sich eine Frage: Warum ist die größte Abwanderung, die wir zu verzeichnen haben, die 

an die Nichtwähler, weil ja insgesamt die Wahlbeteiligung zugenommen hat und auch das 

Thema, was ganz groß über vielem stand, die Demokratie, der Kampf gegen rechts, eines 

ist, was normalerweise unsere Wählerschaft sehr stark mobilisiert. Da sind noch viele Fragen 

zu klären. 

Engels: Sie haben ja in Ihrem Wahlkampf auf einen engen Schulterschluss mit der nationa-

len Ebene, mit Berlin gesetzt. Olaf Scholz und Sie, das war vielfach gemeinsam ein Motiv auf 

Wahlplakaten. War das ein Fehler? 

Barley: Auch das werden wir analysieren. Aber Fakt ist ja, dass sowohl die Rolle des Kanz-

lers als auch die Koalition, diese Regierung immer Thema gewesen wäre, auch war in die-

sem Wahlkampf, und die Strategie war, dass dann, wenn es sowieso schon so ist, es von 

vorne zu spielen und das Ganze offensiv anzugehen und die Themen selbst zu setzen. Wir 

werden auch das ganz klar analysieren, aber ich halte das nach wie vor für die richtige 

Grundidee. 

Engels: Neben der SPD haben auch die Grünen sehr schwer verloren. Die FDP hält dage-

gen ungefähr ihr Ergebnis. Aber insgesamt ist die EU-Parlamentswahl auch ein Blick darauf, 

dass die Ampel derzeit, in Berlin betrachtet, keine Mehrheit mehr hätte. CDU-Generalsekre-

tär Linnemann ruft den Kanzler dazu auf, die Vertrauensfrage zu stellen. Das werden Sie zu-

rückweisen, nehme ich an, aber beginnt nicht langsam auch innerhalb der SPD eine Debatte 

über die Chancen von Scholz, tatsächlich dieses Bündnis weiterzuführen? 

Barley: Sie sehen eine andere SPD als vor fünf Jahren. Wir werden wie gesagt analysieren 

und man muss sicherlich auch noch dazu sagen, bei den Europawahlen, dadurch, dass es 

keine Fünf-Prozent-Hürde gibt, haben wir auch viel, viel mehr Stimmen bei den sonstigen. 

Das sind über 14 Prozent, wenn ich das richtig sehe. Da sind sicherlich auch viele der sozial-

demokratischen und der grünen Stimmen auch hingegangen. Aber wir werden das gemein-

sam analysieren, das haben wir gestern im Präsidium schon so besprochen. 

Engels: In der abgelaufenen Legislaturperiode waren Sie Vizepräsidentin des EU-Parla-

ments. Gleichwohl hat mancher Beobachter Sie im Wahlkampf als zu blass wahrgenommen. 

Nehmen Sie das auf Ihre Kappe und ziehen sich in die zweite Reihe zurück? 
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Barley: Blass? – Dieses Thema Demokratie und Rechtsstaat, Kampf gegen rechts, das ist 

politisch, seit ich das als Beruf mache, seit elf Jahren und davor schon beruflich mein 

Thema, und eigentlich wurde ich immer damit kommentiert, dass meine Attacken auf die 

Rechten und auch auf das Handeln von Ursula von der Leyen sehr scharf seien. Das ist im-

mer so: Man bekommt dann das Ergebnis und dann wird im Rückblick das kommentiert. Zu 

blass habe ich im Laufe des Wahlkampfs jedenfalls nie gehört. 

Engels: Dann schauen wir nach vorne, denn es ist ja die große Frage, was die Sozialdemo-

kraten im EU-Parlament tun. Werden Sie eine Wiederwahl der Christdemokratin Ursula von 

der Leyen unterstützen, wie das auch zum Beispiel EVP-Fraktionschef Weber fordert? 

Barley: Die EVP ist die stärkste Fraktion. Die Gratulation habe ich gestern schon ausgespro-

chen, wiederhole die auch, und natürlich stehen wir zu den Gesprächen bereit. Wir haben 

allerdings und nicht nur wir, sondern auch die Grünen und die bisherige Fraktionsvorsitzende 

der Liberalen gesagt, dass wir nicht zusammen in irgendeine Art von Bündnis mit Rechtspo-

pulisten und Rechtsradikalen gehen, und bisher hat sich Ursula von der Leyen und auch 

Manfred Weber davon nicht distanziert. Im Gegenteil: Sie haben immer die Tür offengelas-

sen vor allen Dingen zu den Fratelli d’italia – das ist die Nachfolgepartei von den italieni-

schen Faschisten -, wo es immer auch noch sehr viel von diesem Gedankengut gibt, und das 

ist für uns die entscheidende Frage. 

Engels: Wie muss denn hier eine Distanzierung aussehen von der EVP, damit Sie Frau von 

der Leyen die Unterstützung gewähren? Denn Frau von der Leyen kann ja nicht verhindern, 

dass Abgeordnete beispielsweise der Rechtsaußenpartei Fratelli d’italia von Georgia Meloni 

sie im Fall der Abstimmung im EU-Parlament mitwählen. 

Barley: Das stimmt, aber so verhalten sie sich ja bisher nicht. Auf die Frage, ob sie eine Zu-

sammenarbeit ausschließt, hat ja Ursula von der Leyen beim ersten Spitzenkandidatentref-

fen in Maastricht ausdrücklich nicht gesagt, nein, sondern sie hat gesagt, das kommt auf die 

Zusammensetzung des nächsten Parlaments an. Auch Manfred Weber hat immer Georgia 

Meloni und die Fratelli als einen möglichen Partner hervorgehoben. 

Richtig ist, es wird eine geheime Wahl. Richtig ist, es gibt im Europaparlament keine formel-

len Koalitionen. Aber sie haben ja im Wahlkampf ganz offensiv damit geworben, dass sie mit 

den Fratelli zusammenarbeiten wollen. Das ist nicht der Weg, der sie mit uns zusammen-

führt. Das haben wir im Vorhinein ganz klar gesagt. Es wäre auch nicht nötig. Es könnte ei-

nen Konsens der demokratischen Parteien geben. 

Engels: Und genau den mahnt ja die EVP an, diesen Konsens, auch diese Geschlossenheit, 

nicht jetzt innerhalb des zentralen gemäßigten politischen Lagers zu streiten. Wenn Sie jetzt 

die Zuwächse am rechten Rand sehen, die ja nicht nur die AfD mit 16 Prozent in Deutsch-

land verweist, sondern auch in Italien und in Frankreich stattfinden, ist das nicht ein richtiger 

Rat? Müssen Sie jetzt hier nicht Geschlossenheit und Handlungsfähigkeit zeigen, um die an-

deren in ihre Schranken zu weisen? 
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Barley: Ja! Aber mit Verlaub: Wir haben das ja nie in Frage gestellt. Wir haben immer ge-

sagt, wir sind zu diesen Gesprächen bereit. Das war ja in der letzten Legislaturperiode auch 

schon so. Da hatten wir ja auch schon dieses demokratische Einverständnis. Wie gesagt, es 

ist im Europäischen Parlament ein bisschen anders als im Bundestag. Da muss man für jede 

einzelne Abstimmung die Mehrheiten neu suchen. Es war ja die CDU/CSU, die die ganze 

Zeit gesagt hat, sie wollen mit Meloni und den Fratelli arbeiten, völlig ohne Not, wie ich finde, 

und da müssen sie sich jetzt entscheiden. Sie können uns ja nicht anmahnen, etwas zu tun, 

was wir tun wollen, während sie gleichzeitig mit den Rechtspopulisten flirten. 

Engels: Der französische Präsident – und damit müssen wir noch einen etwas anderen Fo-

kus in dieses Gespräch bringen – hat gestern überraschend angekündigt, die französische 

Nationalversammlung auflösen zu wollen und schon Ende des Monats neu wählen zu las-

sen, und das, obwohl die Partei von Macron gerade mit 14 Prozent nur halb so viele Stim-

men bei der EU-parlamentswahl bekommen hat wie die Rechtsaußenpartei von Marine Le 

Pen mit über 30 Prozent. Was sagen Sie zu Mikrons Schritt? 

Barley: Das war schon für uns alle ziemlich überraschend. Er wird sich das schon vorher gut 

überlegt haben, denn die Umfragen gehen ja schon sehr lange in diese Richtung, dass er ir-

gendwann quasi den Franzosen die Vertrauensfrage stellen muss. Die haben ja dieses Sys-

tem, dass Präsident und Assemblée Nationale voneinander völlig unabhängig gewählt wer-

den, und damit ist das ein strategischer Move, jetzt zu sagen, ihr müsst euch entscheiden, 

Französinnen und Franzosen, ihr könnt nicht beides haben. Das ist riskant, aber vielleicht 

strategisch die beste Entscheidung, die er jetzt treffen kann. Das wird sich zeigen. 

Engels: Vielleicht strategisch die beste Entscheidung. Wäre das auch eine Empfehlung von 

Ihnen an Olaf Scholz in Deutschland? 

Barley: Das war eine erwartbare Frage. Deswegen habe ich auch in der Antwort eben gleich 

schon gesagt, das System ist hier ein völlig anderes. Der Präsident und die Assemblée Nati-

onale werden getrennt voneinander gewählt. Das heißt, da gibt es kein Verhältnis zueinan-

der. Das ist ja im deutschen System anders. Wir haben eine parlamentarische Mehrheit, die 

diese Regierung stützt. Diese parlamentarische Mehrheit ist gewählt worden und es erwarten 

jetzt alle und ich natürlich auch, dass diese Koalition sich dieses Ergebnis auch gut anschaut 

und daraus die Konsequenzen zieht und das jetzt besser wird. 

Engels: Dann schauen wir noch mal auf das, was jetzt in Ihrem Arbeitsbereich ist, nämlich 

die Frage, wie finden sich Mehrheiten für eine neue EU-Kommissionspräsidentin. Antreten 

wird ja wohl Frau von der Leyen auf jeden Fall. Sie haben schon die Abgrenzung zu den Fra-

telli d’italia von Georgia Meloni von der EVP verlangt. Was verlangen Sie denn inhaltlich 

noch von Manfred Weber und den seinen? 

Barley: Ja, wir werden uns da zusammensetzen. Die konservative Parteienfamilie hat leicht 

dazugewonnen, wir haben ganz leicht verloren, ich glaube drei Sitze oder so. Das ist wirklich 

überschaubar. Die Liberalen und die Grünen haben beide relativ viel verloren, aber wir set-

zen uns zusammen. Es reicht und jede Fraktion wird dort gewisse inhaltliche Punkte benen-

nen, die für sie wichtig sind. Aber das ist etwas, wo man zusammenkommen kann. Da wird 
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es auch nicht im Einzelnen jetzt das Projekt geben, was es sein muss, sondern es sind 

grobe inhaltliche Linien. Aber da sehe ich absolut Möglichkeiten. Wie gesagt, im Europäi-

schen Parlament sind wir das miteinander Aushandeln viel mehr gewohnt als hier im Bun-

destag. 

Äußerungen unserer Gesprächspartner geben deren eigene Auffassungen wieder. 

Deutschlandfunk macht sich Äußerungen seiner Gesprächspartner in Interviews und Dis-

kussionen nicht zu eigen. 

 


